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Antragstext

1 Seit 2015 befinden wir uns in der Herausforderung einer sehr hohen Fluchtbewegung
in unser Bundesland. Vor allem aus den Ländern Syrien und Afghanistan sind sehr
viele Menschen in den Städten und im ländlichen Raum angekommen. Krieg verursacht
eine schwere Traumatisierung. Sie haben nicht nur in ihrem Land, sondern häufig
auch auf den Fluchtwegen traumatische Erfahrungen gemacht.

2 Seit vor mehr als drei Wochen der Krieg in der Ukraine ausgebrochen ist, kommen
täglich hunderte Menschen in unser Land. Es handelt sich fast ausschließlich um
Frauen, Kinder und ältere Menschen. Sie sind alle im Schockzustand und haben
traumatische Erlebnisse gehabt.

3 Damit sich diese traumatischen Erfahrungen nicht in behandlungsbedürftige
Posttraumatische Belastungsstörungen manifestieren, bedarf es präventiven
Maßnahmen. Dazu benötigen wir ein regelfinanziertes, psychologisches und
psychosoziales Versorgungssystem.

4 In dem vorhandenen Gesundheitssystem gibt es bereits eine regelfinanzierte
Versorgung mit Psychotherapeut:innen und psychatrischen Behandlungsangeboten.
Aber diese sind bereits dermaßen ausgelastet, dass es zu teilweise monatelangen
Terminvereinbarungen kommt und Therapieplätze ebenfalls auf sehr lange Zeit
ausgebucht sind.

5 Zusätzlich problematisch ist es, dass es in der jetzigen Regelversorgung keine
Kostenübernahme für Sprachmittlung gibt. Es stellt Ärzt:innen und
Psychotherapeut:innen vor eine große Herausforderung, mit Patient:innen zu
arbeiten, wenn eine forensisch belastbare Kommunikation nicht möglich ist. Sie
dürfen dann sogar eine Behandlung ablehnen.
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Begründung

Die Regierungskoalition des Landes Brandenburg hat sich in seinem Koalitionsvertrag auf folgendes

verständigt:

"(...) Die gelingende Integration von Geflüchteten sowie Migrantinnen und Migranten hat für die Koalition hohe

Priorität, und den Betroffenen schnell soziale, politische, wirtschaftliche und kulturelle Teilhabe zu

ermöglichen." (https://www.brandenburg.de/media/bb1.a.3833.de/Koalitionsvertrag_Endfassung.pdf ,Zeile

2610-2613)

"Die EU-Aufnahmerichtlinie verpflichtet das Land, besonders schutzbedürftige Geflüchtete zu erkennen und

Schutz sowie Versorgung entsprechend ihren besonderen Bedürfnissen zu gewährleisten. Deshalb werdend

wir Arbeit des psychosozialen Zentrums in Fürstenwalde fördern."

(https://www.brandenburg.de/media/bb1.a.3833.de/Koalitionsvertrag_Endfassung.pdf, Zeile 2622-2625)

"Menschen, die schutzbedürftig sind, finden in Brandenburg Hilfe."

(https://www.brandenburg.de/media/bb1.a.3833.de/Koalitionsvertrag_Endfassung.pdf, Zeile 2912-2913)

Aufgrund der aktuellen Situation, wo besonders vulnerable Gruppen (Frauen und Kinder) in großer Zahl

hilfesuchend in Brandenburg ankommen, sollten diese Vereinbarungen des Koaltionsvertrages

schnellstmöglich umgesetzt werden. Dazu gehören auch die geforderten, regelfinanzierten psychologischen

und psychosozialen Versorungsangebote. Es ist davon auszugehen, dass wir stetig aufgrund vorherrschender,

weltweiter Krisenherde, und der daraus resultierenden Fluchtbewegungen, wir uns dieser Problematik der

fehlenden psychologischen und psychosozialen Versorgung stellen müssen. Eine Verstetigung des Angebotes

ist auch deshalb zu forcieren, um Fachkräfte langfristig zu binden und somit eine qualifizierte Unterstützung

leisten zu können.
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